Ukrainische Abfallwirtschaft bleibt Staats-Domäne
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Kiew (bfai) - Die Ukraine hatte vor fünf Jahren per Regierungsverordnung einen staatlichen Monopolbetrieb zur Sammlung, Sortierung und Verarbeitung von Abfällen zur Sekundärrohstoff-Nutzung geschaffen. Der Abfallriese UkrEkoKomRessursy mit Zweigbetrieben in allen Regionen ist bis heute zuständig für die Entsorgung von Hausmüll, darunter vor allem von Verpackungsmitteln. Die Ergebnisse sind ernüchternd: Von einem funktionierenden Abfall-Recycling kann in der Ukraine bisher keine Rede sein.

Die Umsetzung wichtiger Bestimmungen des ukrainischen Abfallgesetzes (Zakon "Pro widchody"), des Umweltschutzgesetzes ("Pro ochoronu nawkolyschnoho seredowyschtscha") sowie des Gesetzes über Verpackungen ("Pro upakowku") in die Praxis der Abfallbehandlung, -entsorgung und -wiederverwertung ist bisher nicht erfolgt. Bei Hausmüll steht die Ukraine noch an den Anfängen. Offiziellen Angaben zufolge werden 5% der Kommunalabfälle als Sekundärrohstoffe genutzt. Unabhängige, nicht im Regierungsapparat arbeitende Experten beziffern diese Quote auf weniger als 1%.

Insider führen die skizzierten Versäumnisse und Mängel unter anderem darauf zurück, dass gleich drei Ministerien - Umweltschutz, Wirtschaft und Industriepolitik - sowie außerdem das Staatskomitee für die Kommunalwirtschaft und UkrEkoKomRessursy als Aufsichtsbehörden für die Abfallwirtschaft des Landes fungieren. Infolge widerstreitender Ressortinteressen kommt die Abfallnutzung nicht in Gang.

Die Regierungsverordnung Nr. 915 vom 26.7.2001 "Über die Einführung eines Systems zur Sammlung, Sortierung, Beförderung, Verarbeitung und Nutzung von Abfällen als Sekundärrohstoffe" ist längst Makulatur. Die dort niedergelegten Vorgaben und Ziele wurden nie erreicht. Die Investitionen des Staatsunternehmens "UkrEkoKomRessursy", das, wie eingangs erwähnt, über eine Monopolstellung in der Abfallwirtschaft der Ukraine verfügt, liegen Jahr für Jahr weit unter den Planansätzen. Die wenigen modern ausgerüsteten Recycling-Betriebe sind mangelhaft ausgelastet, da wirtschaftliche Anreize sowohl für die Zufuhr als auch für die Verarbeitung von Sekundärrohstoffen fehlen.

Wiederholte Anläufe der letzten Regierungskabinette, die Verordnung Nr. 915 nachzubessern, scheiterten. Zuletzt misslang Anfang Januar 2005 dem damaligen Premierminister Mykola Asarow der Versuch, das Monopol von UkrEkoKomRessursy abzuschaffen und den Konzern zu reformieren. Er hatte eine klare Trennung zwischen hoheitlichen Aufgaben einerseits und kommerziellen Interessen andererseits angestrebt.

Im Widerspruch zu Art. 42 der Verfassung der Ukraine gibt es bisher kaum wirtschaftlichen Wettbewerb im Abfall-Sektor des Landes. Der Artikel 20 des Abfallgesetzes bestimmt zwar, dass die zuständigen Kommunalorgane die Entwicklung der Unternehmertätigkeit in der Abfallwirtschaft sowie von Spezialfirmen "unterschiedlicher Eigentumsformen" für Entsorgung fördern sollen. UkrEkoKomRessursy und die regionalen Gliederungen des Konzerns verfügen jedoch über Sonderrechte und Privilegien, die ihnen massive Wettbewerbsvorteile einräumen.

Die ukrainische Wirtschaft ist äußerst abfallintensiv. Auf 1 Mrd. Griwna Bruttoinlandsprodukt (BIP) kommen im Schnitt 6 Mio. t Industrie- und Kommunalabfälle. Bei einem BIP in Höhe von 425 Mrd. Griwna - 2005 entsprach das einem Umrechnungskurs von 82,85 Mrd. US$ - fielen damit 2,55 Mrd. t Abfälle aller Art an. Auf den Mülldeponien lagerten Ende 2005 rund 27 Mrd. t Abfall. Jährlich kommt im Schnitt 1 Mrd. t neu hinzu.

Die Flaschenpfand-Regime arbeiten mangelhaft. Immer mehr Kunststoff-Emballagen verunreinigen die Umwelt. Stadtnahe Wälder haben sich in "wilde" Müllkippen verwandelt. Die kommunale Müllabfuhr operiert selbst in relativ finanzkräftigen Gemeinden wie der Hauptstadt Kiew mit hoffnungslos veralteter Technik und wird der Abfallmengen immer weniger Herr.

Verfahren und Know-how zur Abfallvermeidung werden in Industrie und Handel nicht angewendet. Auflagen an die Adresse von Supermärkten und Kaufhäusern zur Rücknahme von Verpackungsmaterialien existieren nicht. Entsorgungskosten gehen nicht in die Preise von potenziell besonders umweltbelastenden, beziehungsweise gefährlichen Erzeugnissen (zum Beispiel Batterien und Blei-Akkumulatoren) ein.

Auf Kommunalmüll-Deponien lagern Schätzungen zufolge bereits 1,6 Mrd. t Giftmüll, darunter 28 Mio. t besonders umweltgefährliche Abfälle. Von den Deponien gehen wachsende Gefahren für Grundwasser, Umwelt und Gesundheit aus. Gesetzliche Vorschriften mit Anforderungen an Deponien stehen nur auf dem Papier.

Es gibt weder Mülltrennung noch Recycling. Einzige Ausnahme sind wiederverwendbare Glasflaschen in einigen wenigen Branchen der Getränkeindustrie (Brauereien). Die Wahl der Verpackungswerkstoffe und -gefäße durch die Unternehmen erfolgt im "wilden" Kapitalismus ukrainischer Prägung allein nach Maßgabe des Profit-Kalküls; Umweltbelange und gesetzliche Auflagen spielen keine Rolle. Das Schlimmste wird dadurch verhütet, dass die ukrainische Verpackungswirtschaft infolge von Ausrüstungsimporten aus Westeuropa weitgehend mit europäischen Normen und Standards, Technologien und Materialien arbeitet.

Dem Staatskonzern UkrEkoKomRessursy war am 10.12.2001 aufgrund eines gemeinsamen Erlasses Nr. 304/793 des Wirtschaftsministeriums und des staatlichen Zolldienstes die Alleinzuständigkeit für die Sammlung, Aufbereitung und Entsorgung von Einweg-Umverpackungen (Transportverpackungen) für Importwaren übertragen worden. Die Importeure sind aufgrund des Erlasses verpflichtet, bereits bei der Zollabfertigung 100% der vorveranschlagten Kosten für Behandlung und Entsorgung der Verpackungsabfälle zu erstatten.

Die Anweisung an den Abfallriesen, nach und nach mit allen Importeuren entsprechende Verträge abzuschließen, erbrachte bis heute eher klägliche Ergebnisse. Konzern-Präsidentin Switlana Nowochazka musste kürzlich einräumen, dass lediglich drei bis fünf Prozent der Importeure bisher Vertragspartner sind und einem Monitoring unterliegen. Die ukrainischen Gebühren für die Entsorgung sind im internationalen Vergleich relativ hoch, der Anreiz stark, sich mittels legaler und illegaler Methoden der Gebührenzahlung zu entziehen.

In Kiew und zahlreichen weiteren Gemeinden arbeiten in der Müllabfuhr bereits Privatfirmen. Bei den Lizenzvergaben durch die Stadtverwaltungen sind jedoch oft Korruption und Vetternwirtschaft im Spiel. Die kommunale Tarifpolitik im Bereich der Abfallwirtschaft entbehrt regelmäßig der Kontinuität, Konsistenz und Transparenz. In Kiew und anderswo interessiert sich immer wieder die Staatsanwaltschaft für den Müll-Sektor. Die Zahl der Privatfirmen im Abfall-Sektor der Ukraine ist seit Jahren rückläufig; sie sank zuletzt von 235 (2003) auf 224 (2004) und 2005 nochmals auf 139.

Von den insgesamt 1,2 Mio. cbm Hausmüll (Festmüll) pro Jahr in Kiew werden bis zu 300.000 cbm der Müllverbrennungsanlage "Enerhija" im Geschäftsbereich des Energiekonzerns KyjiwEnerho zugeführt. Weitere 400.000 cbm gelangen in kommunale und private Sortier-Stationen. Die restlichen 500.000 cbm werden direkt auf Deponien gebracht, darunter auf den "Polygon Nr. 5" bei Pidgirzi (Kreis Obuchiw, Region Kiew) und auf andere zugelassene und "wilde" Abladeplätze. (H.M.)

